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Erwartungen der deutschen  
Metall- und Elektro-Industrie  
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Ergebnisse der Europawahl 

Im Juni wurde das Europäische Parlament neu gewählt. 
Am europaweiten Wahlergebnis fällt folgendes auf: Die 
Europäische Volkspartei (EVP) ist nicht nur wieder stärkste 
Kraft geworden, sie konnte sogar Stimmgewinne ver-
zeichnen. Sie ist die klare Wahlgewinnerin. Statt wie 
bisher 176 Sitze wird sie künftig 188 Sitze im Europäi-
schen Parlament haben (Stand 22.08.2024). Die zwei 
Fraktionen rechts der EVP, die EKR und die ID (jetzt: „Pa-
trioten für Europa“), gewinnen ebenfalls dazu, mit der 
ESN („Europa der souveränen Nationen“) kommt sogar 
eine weitere Fraktion am äußersten rechten Rand hinzu. 
Das ist eine leichte Kräfteverschiebung, erdrutschartige 
Zugewinne bei europaskeptischen oder -feindlichen Par-
teien blieben jedoch aus. Zur Wahrheit gehört aber auch, 
dass rechtsextreme Parteien in drei Ländern (Frankreich, 
Österreich und den Niederlanden) stärkste Kraft wur-
den. In Deutschland wurde die AfD erstmals bei einer 
bundesweiten Wahl zweitstärkste Kraft. Zählt man die 
Stimmen des Bündnisses Sarah Wagenknecht dazu, so 

wählten über ein Fünftel der deutschen Bürger Parteien, 
die Europa klar ablehnen – und da sind Stimmen z.B. für 
die Satirepartei „DIE PARTEI“ noch gar nicht mit einge-
rechnet. Das ist eine sehr beunruhigende Entwicklung. 

Die Wahl klar verloren haben die Parteien links der Mitte. 
Alle vier Fraktionen (Linke, Grüne, S&D und die sozial-
liberal dominierte Renew Europe) haben Einbußen zu ver-
zeichnen. In der Legislaturperiode 2019-2024 kamen sie 
gemeinsam auf 350 Mandate (und verfehlten damit die 
absolute Mehrheit von 353 Mandaten nur haarscharf). 
Im leicht vergrößerten künftigen Europäischen Parla-
ment kommen sie zusammen nur noch auf 312 Man-
date (Stand 22.08.2024). Das spiegelt sich auch in den 
deutschen Wahlergebnissen wieder. Bündnis90/Die Grü-
nen haben ihre Stimmanteile fast halbiert, stellen künftig 
statt 21 nur noch 12 Abgeordnete. Die SPD hat ihr his-
torisch schlechtestes Ergebnis von 2019 nochmals unter-
boten, auch Die Linke hat erhebliche Verluste erlitten. 

Schlussfolgerungen aus dem Europawahlergebnis: 
Fünf Forderungen an die nächste Kommission (2024 —2029) 

1. Politikwechsel: Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit statt „business as usual“ 

Seit 2019 hat die deutsche und europäische Wirtschaft von dem enormen Wirtschaftseinbruch mit dem Einset-
und insbesondere die deutsche Metall- und Elektro- zen der Corona-Pandemie getroffen wurde. Forderun-
Industrie heftige Krisen zu durchstehen. Denn die M+E- gen der Wirtschaft nach einem Belastungsmoratorium 
Industrie befand sich bereits in einer Rezession, bevor sie blieben ungehört. Ganz im Gegenteil: Die Kommission 
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legte weiterhin unbeirrt zahlreiche, die Wirtschaft über-
aus stark belastende Gesetzgebungsinitiativen vor, auch 
nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine, wie die 
folgende Grafk zeigt. 

Sowohl die europäische Wirtschaft insgesamt als auch 
insbesondere die deutsche Metall- und Elektro-Industrie 
haben sich im Vergleich mit dem globalen Industrie-
durchschnitt deutlich langsamer und schwächer erholt. 
Die Produktion der deutschen M+E-Industrie liegt noch 
immer unter dem Niveau von 2015! 

Dieser besorgniserregenden Entwicklung muss nun 
endlich entgegengesteuert werden: Die Politik muss 
die Rahmenbedingungen für die Industrie deut-
lich verbessern – statt ständig neue Belastungen 
zu schaffen. 

Aus unserer Sicht zeigt das Ergebnis der Europawahl 
deutlich, dass die rot-grün dominierte EU-Politik der 
letzten Jahre, die z.B. die EU-Mindestlohn-Richtlinie, 
die Nachhaltigkeitsberichterstattungs-Richtlinie oder die 
EU-Lieferketten-Richtlinie maßgeblich vorangetrieben 
hatte, klar abgewählt wurde. Der Wählerwille muss 
nun zu einem echten Politikwechsel führen! 

2.   Vertrauensbasierter Politikansatz 

Gerade in der EU-Sozialpolitik wurde der Missbrauch 
bestehender Regeln durch einige Wenige immer wie-
der zum Maßstab für noch strengere Regeln, die das 
Gros der gesetzestreuen Unternehmen mit sinnloser 
Bürokratie überziehen. Die besten Beispiele dafür sind 
die Plattformarbeits-Richtlinie und die EU-Lieferketten-
Richtlinie (CSDDD). Der von Missbrauch getriebene Poli-
tikansatz geht mit einem falschen Verständnis der ele-
mentaren Bedeutung der Wirtschaft für Wachstum und 
Wohlstand in der EU einher. Die Soziale Marktwirtschaft 
verbindet die Freiheit des Marktes mit einem sozialen 

Ausgleich. Der missbrauchsgetriebene Politikansatz ver-
ringert die Freiheit des Marktes in unnötiger Weise. Die 
negativen Auswirkungen dieses Politikverständnisses 
auf die Attraktivität des Investitionsstandortes Europa 
sind ebenfalls nicht zu unterschätzen. Gesetzgebung 
sollte sich daher künftig wieder primär am Gros 
der gesetzeskonformen Unternehmen orientieren, 
leicht umsetzbar sein, klare Sanktionen bei Miss-
brauch und eine strenge Überwachung durch die 
Behörden vorsehen. Damit könnte viel überfüs-
sige Bürokratie eingespart werden. 

3.   Freihandel: Anspruch der „geopolitischen Kommission“ muss nun auch richtig  
      umgesetzt werden! 

Die letzte Europäische Kommission hatte den Anspruch, 
„geopolitisch“ sein zu wollen. Dies ist in der Außen- und 
Sicherheitspolitik teilweise gelungen. In der Außenhan-
delspolitik jedoch führte das Handeln der Kommission 
eher zu Rück- denn zu Fortschritten. Bei Verhandlun-
gen von Freihandelsabkommen mit wichtigen globa-
len Partnern ging es in den letzten Jahren kaum voran. 
Dies liegt nicht zuletzt an überambitionierten Forde-
rungen der EU zu Umwelt- und Sozialstandards, die die 
Verhandlungen erschwerten und überfrachteten. Pro-
tektionistische Maßnahmen wie die CO -Grenzabgabe ² 

„CBAM“ (Carbon Border Adjustment Mechanism) oder 
belehrende Weltverbesserungspolitik wie die EU-Liefer-

ketten-Richtlinie tun ein Übriges, um Europas Ansehen 
im Welthandel zu beschädigen. In den kommenden 
Jahren muss die Außenhandelspolitik der EU wie-
der stärker auf Wachstums- und Wohlstandsge-
winne durch Freihandel ausgerichtet und damit 
entschlackt werden! 
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4.   Binnenmarkt stärken: „Doing more with less“! 

Im Rahmen ihrer Ressourcenstrategie stellte die Kom-
mission bereits vor Jahren mit „Doing more with less“ 
einen sehr ambitionierten Anspruch an die Industrie auf. 
Der Anspruch muss auch für die Arbeit der Kommission 
gelten. Der EU-Binnenmarkt braucht zu seiner Vollen-
dung aus unserer Sicht nicht mehr, sondern weniger 
Regeln – insbesondere hinsichtlich der Arbeitnehmer-
freizügigkeit. Hier muss die Kommission regulatorische 
Hemmnisse, wie z. B. die Beantragungspficht der A1-
Bescheinigung auch für kurze Dienstreisen oder kom-
plizierte arbeitsrechtliche Meldepfichten für Entsen-
dungen konsequent eindämmen und zurückbauen. 

EU-Gesetzgebung muss auf die Fälle begrenzt wer-
den, bei denen tatsächlich ein grenzüberschrei-
tender Sachverhalt gegeben ist. Ansonsten sollte 
sich die Kommission – wie von den EU-Verträgen 
vorgegeben – in der Sozialpolitik auf die Vorgabe 
von harmonierenden Mindeststandards begren-
zen. Wenn EU-Gesetzgebung (wie z. B. die Entgelt-
transparenz-Richtlinie oder die EU-Lieferketten-Richt-
linie CSDDD) deutlich weiter geht als jede vorhandene 
nationale Regelung in der EU, kann von „Mindeststan-
dards“ nicht mehr die Rede sein! 

5.   Europäische Leuchtturmprojekte mit hoher Integrationskraft statt legislativem  
Klein-Klein 

Jacques Delos Ausspruch „Niemand verliebt sich in einen 
Binnenmarkt“ ist weiterhin unbestritten richtig. Er bedarf 
aber folgender Ergänzung: „In die Revision der Revision 
der Richtlinie über die Einsetzung eines Europäischen Be-
triebsrats verliebt man sich aber noch viel weniger.“ 

Die Schaffung des Schengen-Raums und des EU-Bin-
nenmarkts sowie die Einführung des Euros waren Groß-

projekte, die visionären Mut erforderten und die EU ent-
scheidend voranbrachten. Solche Großprojekte, die für 
die Identifkation der Bürgerinnen und Bürger mit der 
EU von entscheidender Bedeutung sind, fehlen heute 
leider. Die EU-Politik fokussiert sich in zunehmendem 
Maße auf äußerst kleinteilige Vorschriften und Rege-
lungen, die häufg auf Ebene der Mitgliedstaaten oder 
Regionen besser und zielgenauer aufgehoben wären. 
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